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Schnelle 
Entscheidung 
zugunsten 
der Rentner 
~'e Rentner In der Bundesrepublik können 
Test mit der Ihnen versprochenen Erhöhung lh- 
rer gesetzlichen Alterseinkünfte um etwas 
mehr als ein Prozent nach Abzug des Kran- 
^enversicherungsbeitrages zum 1. Juli 1985 
echnen. Eine Koalitionsrunde unter Leitung 

*°n Bundeskanzler Helmut Kohl einigte sich 
«jn Montag, 14. Januar 1985, nach knapp zwei- 
bändigen Beratungen darauf, den Kranken- 
ersicherungsbeitrag für Rentner statt um 

*wei lediglich um 1,5 Prozent auf insgesamt 
" 5 Prozent anzuheben. 

°undesarbeitsminister Norbert Blüm erklärte dazu: 
"  ^mit ist gewährleistet, daß die effektive Rentenan- 
ebung zur Jahresmitte nicht unter ein Prozent ab- 

sinkt." 

^ur  die  CDU/CSU-Bundestagsfraktion   stellte   der 
Undestagsabgeordnete    Adolf    Müller-Remscheid 

®st: Mit großer Genugtuung nimmt die CDU/CSU zur 
*enntnis, daß sich die Koalition auf eine Modifikation 
er Rentenanpassung im Jahre 1985 zugunsten der 
entner geeinigt hat. Bei einer Anhebung der dritten 
ufe der Beteiligung der Rentner an den Beiträgen 

(Fortsetzung Seite 2) 
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• WAHLKÄMPFE 

Der Kanzler spricht auf 20 Großveranstaltungen 
In den drei bevorstehenden Wahlkämpfen in Berlin, im Saarland und in 
NRW wird Helmut Kohl über 20 Großveranstaltungen bestreiten. 

In Berlin: 
20. Januar, Wahlkampferöffnungsveranstaltung 
4. März, zwei weitere Großveranstaltungen 
Die Berliner Wahlkampferöffnung in der Deutschlandhalle steht unter dem Motto ein 
Fest mit Freunden". Die CDU will mit dieser Großveranstaltung zum Wahlkampfauf- 

takt die Verbundenheit der Stadt mit den alliierten Schutzmächten, der Europäi- 
schen Gemeinschaft und den übrigen Bundesländern dokumentieren. Die Berliner 
Senatoren moderieren das bunte Programm. Es sprechen Bundeskanzler Helmut 
Kohl, der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Alfred Dregger, und der 
Regierende Bürgermeister von Berlin, Eberhard Diepgen. 
Am Montag, dem 21. Janua», und Dienstag, dem 22. Januar, findet im Reichstag die 
traditionelle Berliner Tagung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zum Jahresanfang 
statt. Am Montagnachmittag beschäftigt sich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit 
der wirtschaftlichen Situation in Berlin. Das Plenum hört unter anderem Vorträge 
von Wirtschaftssenator Pieroth sowie von Vertretern der IHK, DGB, DAG und Hand- 
werkskammer. 
Im Saarland spricht Helmut Kohl auf folgenden Kundgebungen: 

25. Januar, 19.00 Uhr St. Ingbert 
30. Januar, Grubenfahrt in die Grube Ensdorf 
22. Februar, 18.00 Uhr Merzig, 20.00 Uhr Püttlingen 
7. März, Saarbrücken — Wahlkampfkundgebung in der Saarlandhalle 
Die übrigen Bundespolitiker werden zusammen in den drei Wahlkämpfen über 550 
Veranstaltungen haben. 
Die Kanzlertermine in Nordrhein-Westfalen veröffentlichen wir in einer späteren 
Ausgabe. 

Fortsetzung von Seite 1 
für ihre Krankenversicherung um lediglich 
1,5 Prozent der Rente ist nunmehr eine ef- 
fektive Rentenerhöhung von mehr als ei- 
nem Prozent sichergestellt. Sollten sich 
die vorläufigen Daten des Statistischen 
Bundesamtes bestätigen — es schätzt 
den tatsächlichen durchschnittlichen 
Lohnanstieg in 1984 auf rd. 3 Prozent —, 
so dürfte der nominale Rentenzuwachs 
sogar deutlich über den ursprünglichen 
Annahmen des Regierungsentwurfs lie- 
gen. 

Ungeachtet der von der früheren SPD-ge- 
führten Regierung verursachten kritischen 
Finanzlage der Rentenversicherung hat 
die Koalition von CDU/CSU und FDP an 
den tragenden Elementen der bewährten 
Rentenformel festgehalten: Danach be- 
mißt sich die Anhebung der bruttolohnbe- 
zogenen dynamischen Rente nach den 
Entgeltsteigerungen im jeweils vorausge- 
gangenen Jahr. Eine Rente nach Kassen- 
lage mit willkürlichen Anpassungssätzen 
wird es nicht geben. 
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ABRÜSTUNG 

CDU-Präsidium begrüßt die 
Wiederaufnahme der Genfer Gespräche 
Die Wiederaufnahme des Abrü- 
stungsdialoges zwischen den Verei- 
nigten Staaten und der Sowjetunion 
"at die Richtigkeit der Außen- und 
Sicherheitspolitik der Regierung Hel- 
mut Kohl bestätigt. Das Präsidium 
der CDU würdigte auf seiner Sitzung 
am Montag, 14. Januar 1985, die 
Standfestigkeit der Bundesregie- 
rung, die trotz der Agitation des Ost- 
b|ocks, des politisch-publizistischen 
Drucks in der Bundesrepublik und 
des Wortbruchs der SPD am NATO- 
Doppeibeschluß festgehalten hat. 
Damit wurde das westliche Bündnis 
9estärkt und der Frieden in Freiheit 
gesichert. 
fiie CDU begrüßt die Übereinkunft über 
•^die Wiederaufnahme der Rüstungs- 
ppntrollverhandlungen und sieht darin die 
Chance, zu einer echten ausgewogenen 
^ncl gleichzeitigen Abrüstung in Ost und 
West zu kommen. Dies gilt insbesondere 
^r die nuklearen Mittelstreckenwaffen der 
Sowjetunion, die auf Westeuropa gerich- 
tet sind und deren Zahl ständig erhöht 
wird. Die CDU begrüßt die enge Zusam- 
menarbeit zwischen den Vereinigten Staa- 
ten und der Bundesrepublik Deutschland 
sowie die schnelle und ausgiebige Infor- 
mation durch den Beauftragten des ameri- 
kanischen Präsidenten. 
üle politische Entwicklung hat gezeigt, 
w'e isoliert die Position der deutschen So- 
zialdemokraten innerhalb des westlichen 
Bündnisses ist. Durch die einseitige Über- 
nahme sowjetischer Thesen und den 
Bruch des vom ehemaligen Bundeskanz- 
£r Helmut Schmidt gegenüber den Ver- 
bündeten gegebenen Versprechens hatte 

die SPD die Verhandlungsposition der NA- 
TO geschwächt. Die Sozialdemokraten 
sind aufgefordert, ihre außen- und sicher- 
heitspolitischen Aussagen zu überdenken 
und zu korrigieren. 
Zu den Ergebnissen der Genfer Verhand- 
lungen des amerikanischen und sowjeti- 
schen Außenministers erklärt der stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Volker Rühe: 
Erwartungen auf schnelle Ergebnisse sind 
allerdings nicht angebracht: Die Verhand- 
lungsmaterie ist — wie sich schon in den 
START- und INF-Verhandlungen gezeigt 
hatte — ausgesprochen kompliziert. Auch 
haben sich in Genf — wie nicht anders zu 
erwarten war — starke Meinungsunter- 
schiede zwischen beiden Seiten gezeigt. 
Deshalb wird es in künftigen Verhandlun- 
gen darauf ankommen, daß diese im Gei- 
ste des Interessenausgleichs durch politi- 
sche Vorgaben vorangebracht werden 
und nicht in technischen Details stecken- 
bleiben. 
Durch die gesonderte Verhandlung der 
Mittelstreckensysteme kann sichergestellt 
werden, daß dem europäischen Interesse 
an der Reduzierung oder gänzlichen Be- 
seitigung dieser Systeme vollständig 
Rechnung getragen wird. Für die Ver- 
handlungen über diesen Bereich sollten 
die Erfahrungen aus den bisherigen INF- 
Gesprächen genutzt werden. Bei den Ver- 
handlungen über die Reduzierung der 
strategischen Systeme können die Groß- 
mächte bei den im Dezember 1983 unter- 
brochenen START-Gesprächen ansetzen.! 
Und bezüglich der Weltraumsysteme wird; 
es darauf ankommen, die Möglichkeiten! 
vorbeugender Rüstungskontrolle verant-j 
wortungsbewußt zu nutzen. 
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INFORMATION 

Katalysatorautos 
ab sofort steuerfrei 
Neue Katalysatorautos sind ab sofort von 
der Steuer befreit. Das Bundesfinanzmini- 
sterium teilte mit, die Steuerbefreiung sei 
je nach Hubraumgröße auf bis zu zehn 
Jahren befristet. Sie gelte für Fahrzeuge, 
die mit einem elektronisch geregelten Ka- 
talysator ausgerüstet sind und einen Grad 
der Abgasentgiftung von 90 Prozent ent- 
sprechend amerikanischer Grenzwerte er- 
reichen. 
Auf die Steuerbefreiung ab spfort hätten 
sich die Finanzminister der Länder im Vor- 
griff auf entsprechende Bundesgesetze 
geeinigt, die aber noch nicht in Kraft 
seien. Die schadstoffarmen Neufahrzeuge 
müssen mit bleifreiem Benzin betankt 
werden. Von 1989 an dürfen keine ande- 
ren Fahrzeuge in der Bundesrepublik 
mehr neu zugelassen werden. 

Niemand spricht mehr von 
Überkapazitäten 
Zu dem durch die extremen Witterungs- 
verhältnisse bedingten Energieverbrauch 
erklärt der energiepolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ludwig 
Gerstein: Die Außentemperaturen von 
über 20 Minusgraden haben dazu geführt, 
daß der Energieverbrauch bei den einzel- 
nen Strom- und Gasversorgungsunter- 
nehmen überproportional anstieg. Nie- 
mand, auch nicht die Grünen, sprechen 
z. Z. von Überkapazitäten der deutschen 
Elektrizitätswirtschaft. Die deutschen Ver- 
sorgungsunternehmen haben in den letz- 
ten Wochen bewiesen, daß sie in der Lage 
sind, in Extremfällen die Energieversor- 
gung sicherzustellen. Diese Leistung ist 
zu würdigen, nachdem die Energiewirt- 
schaft von den Grünen ungerechtfertigt 

angegriffen worden ist. Hier hatten wohl 
manche schon vergessen, wie kalt es 
auch bei uns werden kann. Der deutschen 
Energiewirtschaft ist es in hervorragender 
Weise gelungen, diese Situation zu mei- 
stern, dort gar keine Engpässe entstehen 
zu lassen. Dies zeigt erneut, daß wir über 
eine gute Mischung der Primärenergieträ- 
ger in unserer Versorgung verfügen. 

Stoltenberg sieht 1985 
Trendwende am Arbeitsmarkt 
Bundesfinanzminister Gerhard Stolten- 
berg rechnet in diesem Jahr mit einem 
realen Wirtschaftswachstum von rund drei 
Prozent. Die sich verstärkende wirtschaft- 
liche Aufwärtsentwicklung lasse auch eine 
erste spürbare Entlastung und eine Trend- 
wende auf dem Arbeitsmarkt erwarten, 
meinte Stoltenberg auf einer Tagung des 
Bundes deutscher Nordschleswiger bei 
Flensburg. 

In einem Interview der „Bild am Sonntag" 
sagte Stoltenberg, die Zahl der Beschäf- 
tigten könne 1985 bis zu 250000 zuneh- 
men. Eine „eiserne Haushaltsdisziplin'' 
müsse jedoch beibehalten werden, um 
einen dauerhaften wirtschaftlichen Auf- 
schwung und einen Abbau der Arbeitslo- 
sigkeit zu erreichen. 

Berufsausbildung: 50 Mill. DM 
für neue Technologien 
Neue Technologien, vor allem der elektro- 
nischen Datenverarbeitung, sollen in der 
beruflichen Bildung verstärkt angewendet 
werden. Das sieht ein Aktionsprogramm 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft vor, für das bis 1987 50 Mill- 
DM zur Verfügung gestellt werden. 
Das Programm, das von der Ministerin Do- 
rothee Wilms in Bonn vorgestellt wurde, 
zielt vor allem auf Mittel- und Kleinbetrie- 
be. Die Großbetriebe lösen die Probleme 
der Qualifizierung in der Regel aus eige- 
ner Kraft, meinte Frau Wilms. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

1985 geht es weiter aufwärts 
In unserer Wirtschaft 

und im Export: 
In der Umweltpolitik: 
In der Sozialpolitik: 
Im Arbeitsmarkt: Die Arbeitslosigkeit wöctist nictil mehr, sondern wild abgebaut. 

Auch die Kurzarbeit sinkt weiter Unsei Wirtschaftswachstum 
belebt den ArDeitsmarki 1985 werden bis 300.000 Arbert- 
nenmer zusätzlich Arbeit linden • 

Die wissenschaftlichen 
Voraussagen'zum 

Wirtschaftswachstum1985: 

Di* PragrTs. tautet 

Jw Warenausfuhr ist tu, u 
» "schart lebenswichtig 
„^•«oesholbdiev +7,0% 
  

S^='+ io,o% 
_,;•' ,s• SS mSü 

+45% 
!ÄrK^"«^~?!~«»-~ 

Bundeskgnzlei Helmut Kai, 

Die Chancen zu einem langen Autschwung haben wir uns 
gemeinsam erarboitet Mit soliden Finanzen und Augenmaß 
hüben wir der Bundesrepublik Deutschland neue Perspektiven 
für unsere Zukunft eröffnet. Auf dem Weg zu einer stabilen 
wirtschaftlichen und sozialen Lage sind wir ein großes 
Stück vorangekommen Unsere Politik der Erneuerung stärkt 
die schöpferischen Kräfte, die uns voranbringen. 

Weitersagen und weitertra- 
gen müssen wir auch 1985 
die Erfolge der Regierung 
Helmut Kohl. Hierzu ist die 
neue, zwölfseitige Illustrierte 
der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle das ideale Verteilmittel 
für die Parteiaktionen der 
nächsten Wochen. Umfas- 
send und detailliert werden 
die Leistungen der CDU-ge- 
führten Bundesregierung den 
Lesern verdeutlicht. 
Alle   CDU-Kreisverbände   er- 
halten    wie    gewohnt    eine 
Grundausstattung zur Vertei- 
lung.    Die    Illustrierte    kann 
auch    beim     IS-Versandzen- 
trum bestellt werden. 
Mindestabnahme: 250 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 
43,— DM 
Bestell-Nr.: 2602 

Achtung: 
Landtagswahlkämpfe 
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Öffentlichkeitsarbeit 

1985 geht es weiter aufwärts 
In unserer Wirtschaft 

und im Export: 
InderUmweHpoMOc ass 
In der Sozialpolitik: ==:=• 
Im Arbeitsmarkt: ~-? 

WS+30% 
__S55r +Zfl» 

Noch nie hat eine 
Bundesregierung mehr für Sozial- 
leistungen ausgegeben als rf/esa 

Keine Regierung hat 
mehr für unsere Umwelt getan: 
Keine in Deutschland. Keine in Europa. 

Die Sparsamkeit der Bundesregierung 
hat sich ausgezahlt: Stabile Preise, 
weniger Steuern, mehr Einkommen. 

Wir haben der Wirtschaft neuen 
Schwung gegeben: Jetzt können 
neue Arbeitsplätze entstehen. 

SäBBSE-SS:: 

Unser W-Milliarden- 
Familienpaket hilft auch Jugendlichen, 
Alleinerziehenden und Frauen. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

2*"rf können sich unsere Rentner 
*"**«>»• Die Renten sind sicher und 
sw'9en auch 1985. 

Unsere Politik schafft mehr 
Vertrauen in Ost und West. 

Die hier beispielhaft vorgestellten Sei- 
ten der Illustrierten „weitersagen" zei- 
9en deutlich die Leistungen der Re- 
9'erung Helmut Kohl in allen politi- 
schen Bereichen. Leistungen, die sich 
k°nkret in Zahlen und Fakten nach- 
weisen lassen: 

1  irn Umweltschutz wurden wichtige 
Entscheidungen getroffen 
• Wirtschaftswachstum:       Voraus- 
sichtliches     Jahresabschlußergebnis 
1984: 2,5% 
•  Sozialleistungen:   Von   1983   bis 
1987 Steigerung um 16% 
j"  Die    Bundesregierung    hat    das 
Haushaltsdefizit mehr als halbiert 
j* Familienpolitik: Mit insgesamt 10 
^'"iarden Mark werden Familien ge- 
fördert 

• Renten: Die Rentenauszahlung 
stieg 1984 um 1,3%, und die Renten 
blieben sicher 
• Unsere Politik schuf in Ost und 
West mehr Vertrauen 
• Lehrstellenrekord 1984: Über 
730000 vermittelte Lehrstellen 
• Stabile Preise: Inflationsräte mehr 
als halbiert: 1984 nur 2% 
Diese Ergebnisse zeigen: Wir machen 
Politik gegen Angst und Mutlosigkeit. 
Wir machen Politik für Deutschlands 
Zukunft. Jeder, der diese eindrucks- 
volle Bilanz liest, kann sicher sein: 
Auch 1985 geht es weiter aufwärts! 

IS* "5* gutes 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Fünf Thesen 
zur Umweltpolitik 

Boden und 
Landschaft 

^Mg^ggzg^M^l 

Zum Schutz 
der Natur - 
Zum Wohle 
des Menschen 

CDU 
ff sozial, 

Gemeinsam müssen wir 
unsere Umwelt schützen 

Dokumentation des Fachkongresses der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

CDU 
im 

Erfolgreiihe 
und zielstrebige 
Regierungspolitik 

Faltblatt: „Zum Schutz der Natur - Zum Wohle des Menschen" 
Fünf Thesen zur Umweltpolitik 

Das Faltblatt erläutert wichtige umweltpolitische Fragen am Beispiel von fünf Thesen: 
• Umweltschutz muß nüchtern und mit Augenmaß betrieben werden. 
• Wir brauchen mehr Marktwirtschaft im Umweltschutz. 
• Ohne technischen Fortschritt gibt es keinen wirksamen Umweltschutz. 
• Die internationale Zusammenarbeit muß verstärkt und besser abgestimmt werden. 
• Wir brauchen eine neue Solidarität mit der Natur. 
Mindestabnahme: 100 Expl. • Preis pro Mindestabn.: 10,— DM • Bestell-Nr.: 2608 

Broschüre: „Boden und Landschaft" 
Gemeinsam müssen wir unsere Umwelt schützen 

Die Broschüre ist eine Dokumentation des CDU-Fachkongresses am 13. November 
1984 und gibt die dort gehaltenen Vorträge wieder. 
Mindestabnahme: 50 Expl. • Preis pro Mindestabn.: 26,50 DM • Bestell-Nr.: 5607 

Broschüre: „Erfolgreiche und zielstrebige Regierungspolitik" 
Mit Zuversicht in eine menschlichere Zukunft 

Die Broschüre enthält die Rede von Bundeskanzler Helmut Kohl anläßlich der zweiten 
Beratung des Haushaltsgesetzes 1.985. Offensiv erläutert der Bundeskanzler die grund- 
legenden Entscheidungen der Außen- und Deutschlandpolitik. Die Erfolge der Wirt- 
schaftspolitik werden umfassend dargestellt und Perspektiven für die Zukunft aufge- 
zeigt. 
Mindestabnahme: 50 Expl. • Preis pro Mindestabn.: 20,— DM • Bestell-Nr.: 3605 
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WIRTSCHAFT/FINANZEN 

Niedrigste Teuerungsrate seit 16 Jahren 
°as Bruttosozialprodukt ist im ver- 
9?ngenen Jahr in der Bundesrepu- 
blik real um 2,6 Prozent gestiegen. 
Das Statistische Bundesamt in Wies- 
baden gab diese inflationsbereinigte 
*ahl für 1984 bekannt. Es bestätigte 
zugleich, daß die Teuerungsrate mit 
*•* Prozent 1984 ihren niedrigsten 
Stand seit 1969 erreicht hat. 

^amit   wurde   die   Vorhersage   eines 
fc^2,5-Prozent-Wachstums der Bundes- 
re9ierung von Beginn des letzten Jahres 
"0ch  leicht  übertroffen.   1983  war  das 
Bruttosozialprodukt nur um  1,3 Prozent 
gestiegen. Offenbar wurden die streikbe- 
Oingten   Produktionsausfälle   im   Verlauf 

es Jahres wieder aufgeholt. 
er> Zuwachs der Arbeitnehmereinkom- 

[?en für 1984 bezifferte das Statistische 
°undesamt unter großen Vorbehalten mit 
*napp drei Prozent. Die Statistiker wiesen 
arauf hin, daß sich das Bruttoeinkommen 
Us unselbständiger Arbeit wegen der auf 
er>   Jahresanfang   1984   vorgezogenen 
onderzahlungen     besonders     schwer 

scnätzen ließ. 

Da*u schreibt die Presse: 
/e Statistiker in Wiesbaden unterstützen 

W ihrer Aufschlüsselung des Bruttoso- 
zialproduktes  1984,  was in den letzten 

°naten schon von einzelnen Wirt- 
schaftszweigen gesagt worden ist: Wirha- 
l?P al,e im vergangenen Jahr kräftig in die 

ande gespuckt. Das Ergebnis: Der Wert 
er von uns erwirtschafteten Leistungen 

st'eg an. 

Was heißt das? Gehälter und Löhne zum 
eispiel stiegen wirklich an. Die Tariferhö- 

hungen wurden nicht durch die Inflation 
aufgezehrt. Die nämlich sank auf den nied- 
rigsten Stand seit 1969. Zugleich sanken 
die Zinsen. Das merkte, wer einen Kredit 
brauchte oder Gespartes anlegen wollte. 
Bauherren durften sich freuen: Die Hypo- 
theken wurden billiger. 

Neue Rhein-Zeitung, 11. Januar 1985 

Ohne Zweifel haben Bundesregierung und 
Bundesbank mit ihrer Politik zu dieser 
günstigen Entwicklung beigetragen: 
durch sparsamere Haushaltsführung, ver- 
besserte Rahmenbedingungen und Lei- 
stungsanreize haben sie die Plattform ge- 
schaffen, auf der diese erfreuliche Ent- 
wicklung gedieh. 

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 
11. Januar 1985 

Zahlen sind unbestechlich. Jene Zahlen, 
die das Statistische Bundesamt über 
Wachstum, Inflationsraten und Geldwert 
im Jahre 1984 liefert, besagen, daß wir al- 
len Zweifeln zum Trotz das zweite Auf- 
schwungjähr erlebt haben. Dieses Bild 
wird noch klarer, wenn es mit den beiden 
Rezessionsjahren 1981 und 1982 vergli- 
chen wird. Damals ging das vielzitierte 
Bruttosozialprodukt eindeutig zurück. 
... Die jetzige Regierung der Wende kann 
für sich das große Verdienst in Anspruch 
nehmen, mit der Sanierung der öffentli- 
chen Finanzen, mit Entlastungen für die 
Wirtschaft und einer antiinflationären 
Geldpolitik tatkräftig den Aufschwung ein- 
geleitet zu haben. Vermutlich wird die 
Wachstumsrate 1985 sogar drei Prozent 
deutlich übersteigen. 

Fankfurter Neue Presse, 11. Januar 1985 
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• AGRARPOLITIK 

Sicherung der bäuerlichen 
Familienbetriebe steht im 
Vordergrund 
Die Agrarpolitik stand im Jahre 1984 
so im Vordergrund des politischen 
Geschehens wie noch selten in ihrer 
Geschichte. Die Situation auf den 
wichtigsten Agrarmärkten der Euro- 
päischen Gemeinschaft hatte sich in 
den vergangenen Zeiten so weit zu- 
gespitzt, daß schließlich die finan- 
zielle Basis der gemeinsamen Agrar- 
politik in Gefahr geriet, erklärte Egon 
Susset, Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Ein weiteres Hinausschieben notwendi- 
ger Anpassungsmaßnahmen wäre in 

dieser Situation unverantwortlich gewe- 
sen. Es hätte in weiten Teilen den völligen 
Zusammenbruch der Marktordnungen be- 
deutet. Die Beschlüsse vom März vergan- 
genen Jahres sind leider nicht ohne 
schmerzliche Eingriffe bei vielen landwirt- 
schaftlichen Betrieben verlaufen. Insbe- 
sondere auf dem Milchmarkt waren Bela- 
stungen unvermeidbar. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte 
bereits zu Beginn der Verhandlungen in 
Brüssel deutlich gemacht, daß sie den 
Landwirten in dieser schwierigen Zeit 
wirksam helfen wird. Wir haben daher ein 
umfassendes Konzept vorgelegt und reali- 
siert. 
• Kernpunkt des Maßnahmenpakets ist 
die Anhebung der Vorsteuerpauschale für 
Landwirte um 5 Prozentpunkte. Die Lauf- 
zeit für den Satz von 13 Prozent reicht bis 
zum 31. Dezember 1988; der reduzierte 
Satz von 11 Prozent ist zunächst bis zum 
31. Dezember 1991 befristet. 

• In einer umgehend eingeleiteten Ak- 
tion wurden von staatlicher Seite Milch- 
mengen aufgekauft. Damit entsteht eine 
Manövriermasse für die Berücksichtigung 
von Härtefällen und der Mengenabzug im 
Einzelbetrieb kann spürbar vermindert 
werden. 
• Bei der Garantiemengenbemessung 
für Milch wird neben der Produktionsstei- 
gerung im Zeitraum 1981 bis 1983 die Ge- 
samtanlieferung der Betriebe einbezogen. 
Kleinere Betriebe ohne Steigerung brau- 
chen ihre Produktion lediglich um 2 Pro- 
zent zurückzufahren. Große Betriebe ha- 
ben einen Solidarbeitrag bis zu 12,5 Pro- 
zent zu erbringen. Durch diese soziale 
Komponente werden kleinere und mittlere 
Betriebe deutlich entlastet. 
• Für die landwirtschaftliche Unfallversi- 
cherung werden die Bundesmittel ab 1985 
um 121 Millionen Mark auf 400 Millionen 
Mark aufgestockt. Das bedeutet eine 
spürbar Entlastung der Betriebe von den 
hohen Ausgaben für die soziale Absiche- 
rung. 
• Ab 1. Januar 1985 ist eine deutlich ver- 
besserte Förderung in benachteiligten 
Gebieten angelaufen. Bund und Länder 
werden zusammen insgesamt 315 Millio- 
nen Mark gegenüber 108 Millionen im Jahr 
1984 zur Verfügung stellen, damit sind die 
Voraussetzungen geschaffen, sowohl den 
Höchstbetrag in der Ausgleichszulage auf 
240 Mark je Großvieheinheit und Hektar 
anzuheben, als auch die gesamten be- 
nachteiligten Agrarzonen mit insgesamt 
vier Millionen Hektar einzubeziehen. 

Dieses breit angelegte Konzept bringt für 
viele Betriebe den vollen Ausgleich der 
durch die Brüsseler Beschlüsse verur- 
sachten Einkommenseinbußen. 

Die zukünftige Agrarpolitik der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion wird darauf ausge- 
richtet sein, die knappen Marktkapazitäten 
dem bäuerlichen Familienbetrieb zu si- 
chern. Die Erfahrungen auf dem Milch- 
markt haben gezeigt, wie schwer es ist, 
unter hohem Zeitdruck zu handeln. 



UID2 • 17. Januar 1985 • Seite 11 

VERFASSUNG 

Aktive Umweltpolitik statt Manipulation 
am Grundgesetz 
D,e Regierung Helmut Kohl betreibt 
eine beispielhafte Umweltpolitik, die 
ln Europa ihresgleichen sucht. Um 
So bemerkenswerter ist es, daß 
neuerdings immer häufiger die For- 
derung nach einer Verankerung des 
Umweltschutzes 'm Grundgesetz er- 
hoben wird. So hat die noch von der 
eiten Bundesregierung eingesetzte 
Kommission „Staatszielbestimmun- 
9en/Gesetzgebungsaufträge" in ih- 
em Bericht unter anderem die Auf- 

nehme des Umweltschutzes als 
iJetsziel in das Grundgesetz emp- 
T°nlen. Sowohl dem Bundesrat als 

uch dem Bundestag liegen gegen- 
wärtig verschiedene Anträge vor, die 
•lc.h am Mehrheits- und am Minder- 
eitsvotum der Kommission orientie- 
er> und auf eine Verankerung des 
"mweltschutzes im Grundgesetz ab- 
seien. 

Qje Union hat sich eingehend mit der 
ein -ge auseinandergesetzt, ob durch 
m k Anderun9 des Grundgesetzes noch 
R
enf für die Umwelt getan werden kann. 

CShltS am 28- Mai 1984 hat die CDU/ 

^^r.'^undestagsfraktion  eine  Experten- 
^ Körung durchgeführt, die weit über den 
furvf ^er Frakt'on ninaus Beachtung ge- 
Q den hat. Bemerkenswert war dabei die 
u ^

reir|stimmung   in   den   Auffassungen 
da  r?c^lu^fol9erun9en- Man kann sogar 
s 

s Ergebnis in einem Satz zusammenfas- 
n: „Hände weg vom Grundgesetz". 
e9en der politischen Bedeutung dieser 
age hat das CDU-Präsidium gleichwohl 

t/"
e e'gens eingesetzte Kommission un- 

t    der Leitung des stellvertretenden Par- 
e|vorsitzenden  Bernhard Worms beauf- 

tragt, ausführlich alle rechtlichen und poli- 
tischen Aspekte einer möglichen Grund- 
gesetzänderung zum Zwecke der Veran- 
kerung des Umweltschutzes als Staatsziel 
zu prüfen und Entscheidungshilfen für das 
Präsidium zu erarbeiten. Seinen Bericht 
über die Beratungen hat Bernhard Worms 
inzwischen dem Präsidium und der Bun- 
destagsfraktion vorgetragen. 
Wie zuvor bereits das Präsidium, so hat 
sich am 11. Dezember 1984 auch die 
Bundestagsfraktion nahezu einstimmig 
gegen eine Änderung des Grundgeset- 
zes ausgesprochen. 
Ausschlaggebend waren dafür im wesent- 
lichen folgende Gründe: 
1. Wirksame Umweltpolitik bedarf keiner 
Verfassungsänderung. Grundrechte und 
die Kompetenznormen des Grundgeset- 
zes bieten dem Staat umfassende Hand- 
lungs- und Gestaltungsmöglichkeiten. Die 
erfolgreiche Umweltpolitik der unionsge- 
führten Bundesregierung ist der beste Be- 
weis dafür. 
2. Aus guten Gründen, nicht zuletzt we- 
gen der leidvollen Erfahrungen mit der 
Weimarer Verfassung, enthält das Grund- 
gesetz nur wenige Staatszielbestimmun- 
gen. Neben den Organisationsnormen 
stellt das Grundgesetz bewußt die Grund- 
rechte und nicht die Staatsziele in den 
Vordergrund. 
3. Der Hinweis auf einige Landesverfas- 
sungen ist für das Grundgesetz bedeu- 
tungslos. Diejenigen Landesverfassungen, 
die den Umweltschutz ausdrücklich auf- 
führen, sind völlig anders strukturiert. So 
enthält zum Beispiel die bayerische Ver- 
fassung zahlreiche Programmbestimmun- 
gen, die ohne eine völlige Neufassung des 
Grundgesetzes nicht übernommen wer- 
den könnten. 
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4. Man braucht auch keine prophetischen 
Gaben, um vorhersagen zu können, daß 
die Aufnahme des Staatszieles Umwelt- 
schutz die Forderung nach Aufnahme wei- 
terer Staatszielbestimmungen, wie zum 
Beispiel Kultur- oder Datenschutz, nach 
sich ziehen würde. Damit würde das 
Grundgesetz nach und nach zu einem blo- 
ßen Warenhauskatalog entwertet. 
5. Mißdeutungen, insbesondere durch 
Rechtsprechung und Wissenschaft, wären 
bei Aufnahme eines Staatsziels Umwelt- 
schutz in das Grundgesetz nicht auszu- 
schließen. 
6. Durch die Staatszielbestimmung Um- 
weltschutz würde eine einseitige, nicht zu 
verantwortende Gewichtsverschiebung zu 
Lasten anderer Staatsziele erfolgen, die 
nicht ausdrücklich im Grundgesetz aufge- 
führt sind. 
7. Durch eine Staatszielbestimmung Um- 
weltschutz würden bei vielen Bürgern 
übersteigerte Erwartungen geweckt, die 
notgedrungen in der Verfassungswirklich- 
keit enttäuscht werden müßten. Dies wür- 
de zu einer Vergiftung des politischen Kli- 
mas und einer negativen Einstellung vieler 
Bürger gegenüber unserem demokrati- 
schen Rechtsstaat führen. 
8. Die Wahrung der Umweltbelange ist 
Sache der politischen Gestaltungsfreiheit 
des parlamentarischen Gesetzgebers. Im 
Konfliktfall würde dagegen eine Staatsziel- 
bestimmung Umweltschutz eine Verlage- 
rung der Entscheidung vom politisch legi- 
timierten Gesetzgeber auf den ansonsten 
zur Einzelfallentscheidung im Rahmen ge- 
setzlicher Festlegung berufenen Richter 
führen. Die Folge wäre eine weitere uner- 
wünschte „Verrechtlichung" der Politik. 
Zugleich bestünde die Gefahr einer zu- 
nehmenden Politisierung der Justiz. 
9. Mit der Forderung einer Staatszielbe- 
stimmung Umweltschutz versuchen unse- 
re politischen Gegner, von den Erfolgen 
der Umweltpolitik der Union abzulenken. 
Alle verantwortlichen Politiker der Union 
müssen sich deshalb darum bemühen, 
nicht nur überzeugende Umweltpolitik zu 
treiben, sondern diese Politik auch den 
Bürgern zu vermitteln. 

10. Statt einer feierlichen, möglichst 
wohlklingenden Einbettung des Umwelt- 
schutzes in das Grundgesetz erwarten die 
Bürger eine zielstrebige, aktive und lang- 
fristige Umweltpolitik. Deshalb gilt es, auf 
dem von der Bundesregierung vorge- 
zeichneten Weg voranzuschreiten. 

11. Keine andere Partei hat so klar und 
entschieden die Probleme des Umwelt- 
schutzes erkannt und ihre Lösungen in 
Angriff genommen wie die Union. Bereits 
das Grundsatzprogramm der CDU aus 
dem Jahr 1978 hat die herausragende Be- 
deutung des Umweltschutzes unterstri- 
chen: „Wirtschaftliches Wachstum ist kein 
Selbstzweck, sondern es ist vielmehr die 
Voraussetzung, um Arbeitsplätze und 
Ausbildungsplätze in ausreichendem Maß 
zur Verfügung zu stellen, unser bewährtes 
System der sozialen Sicherung zu erhal- 
ten, die öffentlichen Aufgaben zu finanzie- 
ren, den Verteilungskampf zu entschärfen, 
individuelle Freiräume zu sichern und 
nicht zuletzt unsere Verpflichtung gegen- 
über den Entwicklungsländern zu erfüllen. 
Wo Wachstum zu einer unvertretbaren 
Beeinträchtigung der natürlichen Umwelt 
führt, muß notfalls auf solches Wachstum 
und damit verbundene Einkommensmeh- 
rung verzichtet werden." (Ziffer 84) 

§ 1 des Stabilitätsgesetzes fordert Bund 
und Länder auf, bei ihren wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen die Erfor- 
dernisse des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts zu beachten. Diese Maß- 
nahmen sind so zu treffen, „daß sie im 
Rahmen der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung gleichzeitig zur Stabilität des Preisni- 
veaus, zu einem hohen Beschäftigungs- 
stand und außenwirtschaftlichem Gleich- 
gewicht bei stetigem und angemessenem 
Wirtschaftswachstum beitragen". Die Re- 
gierung Helmut Kohl hat dieses soge- 
nannte magische Viereck längst um den 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
zu einem umweltbewußten Fünfeck erwei- 
tert. 

Umwelt und Grundgesetz müssen glei- 
chermaßen vor Gerumpel geschützt wer- 
den. Aktive Umweltpolitik bedarf keiner 
Manipulation am Grundgesetz. 



UiD 2 • 17. Januar 1985 • Seite 13 

MEDIEN 

WDR steht SPD-Landesregierung zu nahe 
Der Westdeutsche Rundfunk (WDR) 
erscheint seinen Fernsehzuschauern 
und Hörern offensichtlich nicht als 
Politisch unvoreingenommen. Bei ei- 
ner repräsentativen Meinungsumfra- 
ge des Emnid-Instituts erklärten 63 
Dozent der Befragten, der WDR 
»steht der SPD-Landesregierung zu 
nahe". Unter Arbeitern äußerten so- 
9ar 71 Prozent diese Ansicht. Nur 
aenze sechs Prozent meinten dage- 
|en: »Der WDR steht zu weit auf der 
fceite der CDU". 
•• 
Jber ein Drittel der Befragten meinte, 

.jjjf beim WDR herrsche „Postenklünge- 
Um Und 6S werde zu 9roßzügig mit Geld 

m9egangen. Besonders ausgeprägt war 

diese Kritik in der Gruppe der Beamten 
(56 bzw. 50 Prozent). Relativ häufig wurde 
auch Kritik daran geübt, daß der WDR ver- 
suche, „die Leute zu belehren" (27 Pro- 
zent) und daß viele Redakteure mit den 
Alternativen/Grünen zu sympathisieren 
schienen (25 Prozent der Befragten). 

Die Ergebnisse dieser Meinungsumfrage, 
die im Auftrag des Sozialwissenschaftli- 
chen Forschungsinstituts der Konrad-Ade- 
nauer-Stiftung durchgeführt wurde, ist 
jetzt zur gleichen Zeit bekanntgeworden, 
wie die schon zu Beginn des vergangenen 
Jahres durchgeführte Höreranalyse der 
Gesellschaft für Konsumforschung in 
Nürnberg. Diese Analyse stellte erhebli- 
che Hörerverluste beim 1. und 2. Rund- 
funkprogramm des WDR fest. 

MONITOR muß Geißlers Gegendarstellung bringen 
as Oberlandesgericht Köln hat am 11. 
anuar 1985 die vom WDR gegen das Ur- 

» des Landgerichts Köln eingelegte Be- 
taJSjfl   zurückgewiesen.   Damit   ist   der 

UF* endgültig verpflichtet, die von Bun- 
«srninister Heiner Geißler verlangte Ge- 

T0Rdarstel,un9   in   der   nächsten   MONI- 
st „    endun9 abzugeben. Die Gegendar- 
^eiiung, 2U der der WDR bereits in der 

urt en lnstanz vom Landgericht Köln ver- 
lauf    Worden war- hat folgenden Wort- 

;'n der MONITOR-Sendung vom 13. No- 
«mber  1984  haben Sie  sich  mit  dem 

d(/maldehyd-Bericht befaßt, den das Bun- 
deL

9esundneitsamt  in  Abstimmung  mit 
stalt  ymwe,tbundesamt,  der Bundesan- 

it für Arbeitsschutz sowie der Senats- 
°mrnission der Deutschen Forschungs- 

sc?!!.nscha,t  zur Prüfun9  gesundheits- nadlicher Arbeitsstoffe abgefaßt hat. 

In dieser Sendung erwecken Sie den Ein- 
druck, ich hätte auf die Wissenschaftler 
der Bundesanstalten politischen Druck 
ausgeübt, um die Einstufung von Formal- 
dehyd im Interesse der Wirtschaft als 
nicht krebserzeugend zu erreichen. 
Dieser Eindruck ist falsch. Richtig ist viel- 
mehr, daß ich weder persönlich noch 
durch die Mitarbeiter meines Ministe- 
riums, insbesondere auch nicht durch den 
Staatssekretär, irgendwelchen Einfluß auf 
das Ergebnis genommen oder durch poli- 
tischen Druck das Ergebnis beeinflußt ha- 
be. 
Im übrigen habe ich wiederholt im Zusam- 
menhang mit Formaldehyd erklärt, daß die 
Bundesregierung dem Gesundheitsschutz 
den Vorrang vor wirtschaftlichen Interes- 
sen einräumt. 
Die Kosten des Rechtsstreits hat der An- 
tragsgegner zu tragen". 
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BUNDESWEHR 

Wehrpflichtige 
künftig früher über 
den Zeitpunkt ihrer 
Einberufung 
unterrichten 

Bundesverteidigungsminister Man- 
fred Wörner hat für dieses Jahr einen 
Versuch angeordnet, der das Ziel 
hat, Wehrpflichtigen wesentlich frü- 
her als bisher Klarheit über ihre Ein- 
berufung zur Bundeswehr zu ver- 
schaffen. 

Nach dem bisherigen Verfahren teilte 
die Truppe den Kreiswehrersatzäm- 

tern ihren Bedarf an Grundwehrdienstlei- 
stenden etwa acht bis zehn Wochen vor 
dem jeweiligen Einberufungstermin mit. 
Für den Einberufungstermin 1. April 1985 
hat sie das bereits 16 Wochen vorher ge- 
tan; vom Einberufungstermin Juli 1985 an 
wird die Truppe 50 Prozent ihres Bedarfs 
(rd. 25000 Wehrpflichtige) weitere elf Wo- 
chen früher anmelden. 
Das neue Verfahren ermöglicht es den 
Kreiswehrersatzämtern, sehr frühzeitig 
verbindliche Auskünfte zur Einberufung zu 
geben. Jeder zweite Grundwehrdienst- 
pflichtige, der einberufen werden soll, wird 
das künftig sechs Monate vorher erfahren. 
Das erleichtert den Wehrpflichtigen ihre 
persönlichen und beruflichen Planungen. 

Der Versuch soll auch darüber Aufschluß 
geben, ob es weiterhin möglich ist, 
— der Truppe in ausreichender Zahl 
Wehrpflichtige zuzuführen, die für die vor- 
gesehene Verwendung gut geeignet sind, 
— Wünsche der Wehrpflichtigen zur Ver- 

wendung in der Truppe angemessen zu 
erfüllen, 
— die Wehrpflichtigen weitgehend hei- 
matnah einzuberufen. 
Allerdings werden auch bei dem neuen 
Verfahren kurzfristige Einberufungen dann 
erforderlich sein, wenn bereits einberufe- 
ne Wehrpflichtige kurz vor dem Dienstein- 
trittstermin ausfallen. 

Zur Eingliederung ausscheidender Sol- 
daten auf Zeit in das Zivil- und Berufsle- 
ben erklärt der zuständige Berichterstat- 
ter der Arbeitsgruppe Verteidigung der 
CDU/CSU, Bernd Wilz: 
Längerdienenden Soldaten soll zukünftig 
der Übergang ins Berufsleben erleichtert 
werden. Der Verteidigungsausschuß hat 
auf Antrag der CDU/CSU dazu ein ganzes 
Bündel von Maßnahmen beschlossen. 

Danach soll die Bundesregierung aus- 
scheidenden Soldaten ein Dienstlei- 
stungszeugnis erstellen, das in Form, In- 
halt und Sprache den Erfordernissen der 
freien Wirtschaft entspricht. Nur so ist zu 
erreichen, daß militärische Verwendun- 
gen, Ausbildungen und Tätigkeiten auch 
in der Industrie und im kaufmännischen 
Bereich beruflich offiziell anerkannt wer- 
den. 
Die Bundesregierung wurde ferner aufge- 
fordert sicherzustellen, daß längerdienen- 
den Soldaten bei Anstellung und Beförde- 
rung im öffentlichen Dienst ihre Grund- 
wehrdienstzeit angerechnet wird. Sie soll 
außerdem überprüfen, ob das Angebot an 
Stellen für längerdienende Soldaten im öf- 
fentlichen Dienst noch dem Bedarf ent- 
spricht. 
Außerdem wird die Bundesregierung auf- 
gefordert, keine weiteren Bundeswehr- 
fachschulen zu schließen. Das flächendek- 
kende Netz der Bundeswehrfachschulen 
muß aufrechterhalten werden, um Solda- 
ten und ihren Familien keinen zusätzlichen 
Umzug am Ende ihrer Dienstzeit zuzumu- 
ten. 
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AUSSIEDLER 

Noch immer warten viele Deutsche 
auf ihre Ausreisebewilligung 
D'e Zahl der Aussiedler aus ost- und 
sudosteuropäischen Ländern hat 
trotz restriktiver Haltung der sowjeti- 
schen und polnischen Regierung 
auch im Jahre 1984 eine beachtliche 
^Größenordnung erreicht. Im Grenz- 
^urchgangslager Friedland und in 
?er Durchgangsstelle für Aussiedler 
•r» Nürnberg sind bis zum Jahresen- 
de fast 36500 deutsche Aussiedler 
aufgenommen worden. 
5>'e stammen hauptsächlich aus folgen- 
^*den Herkunftsländern: 

Polnischer Bereich 17455 
Rumänien 16553 
Sowjetunion 913 
Tschechoslowakei 963 

~^ Ungarn 286 
^ Jugoslawien 190 
^ sonstige Gebiete 19 
"~~ über das westliche Ausland 80 
°6r seit 1977 festgestellte ständige Ruck- 
ing der Zahl der Aussiedler aus der So- 

Jetunion gibt weiterhin Anlaß zur Besorg- 

te bedrückende Situation spiegelt sich in 
er Zahl der Aussiedler in den letzten Jah- 

a=n- Durften noch 1980 6954 Deutsche 
s der Sowjetunion zu uns kommen, so 

1dÜen es 1981 nur 3773- 1982 2071, 1983 
s^7 und 1984 schließlich noch 913 Per- 

hjn. Die Bundesregierung wird der so- 
jetischen Regierung immer wieder ver- 
mutlichen, daß sie an dem  besonders 
cnweren   Schicksal   der   Rußlanddeut- 

wi u!n weiterhin Anteil nimmt und die Ve'r- 
irkhchung ihrer Aussiedlerwünsche for- 
ert, erklärte Staatssekretär Horst Waffen- 
cnmidt in Bonn. Mit Sorge beobachtet 

die Bundesregierung, daß die polnischen 
Behörden seit Anfang 1984 immer weni- 
ger Aussiedlergenehmigungen erteilen. 

Dem Deutschen Roten Kreuz sind aktuelle 
Ausreisebegehren von vielen zehntau- 
send Deutschen im polnischen Machtbe- 
reich namentlich bekannt. Die polnische 
Regierung hat in der Vergangenheit aus- 
drücklich erklärt, sie stehe auf dem Stand- 
punkt, daß Personen, die aufgrund ihrer 
unbestreitbar deutschen Volkszugehörig- 
keit in einen der beiden deutschen Staa- 
ten auszureisen wünschen, dies unter Be- 
achtung der in Polen geltenden Gesetze 
und Rechtsvorschriften tun können. Sie 
sollte zur Kenntnis nehmen, daß trotz der 
Erfüllung des zahlenmäßigen Teils des 
deutsch-polnischen Ausreiseprotokolls 
vom 9. Oktober 1975 auch zu Beginn des 
Jahres 1985 noch eine große Zahl von 
Deutschen auf ihre Ausreise in die Bun- 
desrepublik Deutschland wartet. Die Bun- 
desregierung wird in ihren Bemühungen, 
auch diesen Landsleuten die Ausreise zu ! 
ermöglichen, nicht nachlassen. 
Die Zahl der Aussiedler aus Rumänien hat ] 
mit 16553 die des Jahres 1983 mit seiner- 
zeit 15501  Personen noch einmal über- 
stiegen.  Damit verläuft die Aussiedlung ' 
aus Rumänien zahlenmäßig weiterhin zu- 
friedenstellend. 
Die Bundesregierung wird ihrer Pflicht, ! 
ausreisewilligen Deutschen bei der Ver- 
wirklichung ihrer Pläne zu helfen, immer 
und mit großer Entschlossenheit nach- 
kommen. Jede Möglichkeit, Ausreiseer- 
leichterungen für Deutsche in den Län- 
dern Ost- und Südosteuropas zu errei- | 
chen, wird sie ausschöpfen. 
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ZITATE 

Aufgalopp 
Vier Monate vor der wichtigsten Landtags- 
wahl des Jahres 1985 hat die nordrhein- 
westfälische CDU ihr Programm für die 
Wahl am 12. Mai vorgestellt. Die CDU 
Nordrhein-Westfalen will in Zukunft ganz 
auf die Modernisierung unseres Landes 
setzen, die neuen Techniken nutzen, un- 
ternehmerischen Wagemut fördern sowie 
Marktwirtschaft und Umweltschutz ver- 
söhnen. Durch eine Sanierung der maro- 
den Landesfinanzen sollen außerdem Frei- 
raum für notwendige Investitionen ge- 
schaffen und neue Impulse für die Über- 
windung der Beschäftigungskrise ermög- 
licht werden. 
Dieses Angebot an die rund zwölf Millio- 
nen Wähler an Rhein und Ruhr ist durch- 
drungen von jenem Optimismus, den die 
Demoskopen nach den zurückliegenden 
Krisenjahren zum Jahreswechsel in der 
Bevölkerung registriert haben wollen. Es 
setzt auf Wachstum, Marktwirtschaft und 
den Leistungswillen der Bürger und for- 
muliert schroffe Absagen an die Philoso- 
phen des Pessimismus und der allgemei- 
nen Misere. Mit diesem klaren Kurs will 
die CDU die Talfahrt Nordrhein-Westfalens 

bremsen und das immer deutlicher wer- 
dende Süd-Nord-Gefälle einebnen. 
Rheinische Post, 9. Januar 1985 
Krisengeständnis 
Parteien, die sich über Nacht in die Oppo- 
sition gedrängt sehen, bekämpfen ihre 
Frustrationen, indem sie sich mit Konzep- 
ten und Papieren beschäftigen. Solche 
Konzeptpapiere sind aber nun einmal Ka- 
taloge eigener Mängel. 
Wenn SPD-Bundesgeschäftsführer Peter 
Glotz meint, seine Partei sei nicht mehr 
genug „ kampagnefähig', dann bedeutet 
dies, daß es ihr an Themen fehlt, mit de- 
nen sie Massen mobilisieren kann. Bei der 
Arbeitszeitverkürzung hatte es die SPD, 
Seite an Seite mit den Gewerkschaften, 
versucht. Der Erfolg war mäßig, wenn es 
denn überhaupt ein Erfolg war. 
Der SPD fehlen die Themen — oder die 
Wortführung haben andere übernommen. 
In der Friedens-, der Frauenbewegung 
oder beim Umweltschutz meldet sich die 
Sozialdemokratie zu Wort. Sie kann aber 
den Eindruck nicht verhindern, daß die 
Köpfe dieser Bewegung Alternative, Grü- 
ne oder extrem Linke sind. Daran liegt ja 
auch die doppelte Problematik, daß die 
Opposition in Bonn relativ schwach ist 
und daß die Jugend der Partei in Scharen 
davongelaufen ist. Das Glotz-Papier ist 
das Eingeständnis einer Krise. 
Frankfurter Neue Presse, 11. Januar 1985 
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